
 

Spannungsfeld zwischen Typengenehmigungen, bauaufsichtlichen An- und 

Verwendbarkeitsnachweisen sowie Landesbauordnungen  

Vorläufige Einschätzung für die weitere Diskussion im Bündnis für bezahlbaren Wohnraum 

 

Die Landesbauordnungen in den Bundesländern basieren auf der Musterbauordnung der 

Bauministerkonferenz. Der Aufbau der Landesbauordnungen ist zwar einheitlich, inhaltlich 

weichen die Gesetzestexte stellenweise jedoch erheblich voneinander ab. Die 

unterschiedlichen Bauvorschriften in den Ländern verkomplizieren das Bauen, insbesondere 

was das serielle Bauen mittels standardisierter und modularer Serienfertigung betrifft. Wir 

plädieren deshalb dafür, die Landesbauordnungen nach dem Vorbild der 

Musterbauordnung zu harmonisieren, Abweichungsmöglichkeiten einzuschränken 

und im Umfang zu reduzieren. Der Schlüssel für eine Vereinfachung liegt aber nicht nur in 

den Landesbauordnungen selbst. Auch die Folgeverordnungen (Ausführungsverordnung, 

Verfahrensverordnung, Garagenverordnung etc.) und die Verwaltungsvorschriften 

Technische Baubestimmungen bedürfen einer Harmonisierung. Nachfolgend wird das 

Spannungsfeld zwischen Typengenehmigungen, bauaufsichtlichen An- und 

Verwendbarkeitsnachweisen und Landesbauordnungen näher beschrieben. 

 

Im Hinblick auf modulares und serielles Bauen kann gemäß §72a der MBO auf Antrag eine 

Typengenehmigung, in der Regel auf Ebene der obersten Bauaufsichtsbehörden, erteilt 

werden. Diese Möglichkeit besteht für bauliche Anlagen, die in derselben Ausführung an 

mehreren Stellen errichtet werden sollen, ebenso wie auch für Systembauten, die in 

unterschiedlicher Ausführung, aber nach einem bestimmten System und aus bestimmten 

Bauteilen an mehreren Stellen errichtet werden sollen.  

 

Da aber für Typengenehmigungen, die für eine möglichst effiziente industrielle 

(Vor-)Fertigung bundesweit einheitlich geregelt werden sollten, nicht nur 

unterschiedliche Regelungen in den einzelnen Landesbauordnungen, sondern auch 

Abweichungen zur Musterbauordnung existieren, ist eine bundesweite 

Harmonisierung aller Landesbauordnungen nach wie vor wichtig.  

 

Mehr noch: Eine Typengenehmigung entbindet nicht von der Verpflichtung, ein 

bauaufsichtliches Verfahren (z. B. Baugenehmigungsverfahren, 

Genehmigungsfreistellung) auf Ebene der unteren Bauaufsichtsbehörden (bspw. 

Bauämter) durchzuführen, da neben den standortunabhängigen bauordnungsrechtlichen 

Anforderungen immer die standortabhängigen Anforderungen des Planungsrechts und des 

Bauordnungsrechts zu prüfen sind. Im Rahmen eines bauaufsichtlichen Verfahrens gemäß 

§3 der MBO dürfen bauliche Anlagen die bauaufsichtlichen Schutzziele – öffentliche 

Sicherheit und Ordnung, insbesondere Leben, Gesundheit und natürliche Lebensgrundlagen 

– nicht gefährden (z. B. mechanische Festigkeit und Standsicherheit, Brandschutz). Auch die 

Verwendung von Bauprodukten und die Anwendung von Bauarten können sich auf die 

bauaufsichtlichen Schutzziele auswirken. Die Landesbauordnungen gehen davon aus, dass 

diese Bedingung erfüllt ist, wenn die Wirtschaftsakteure die einschlägigen Technischen 

Baubestimmungen oder allgemein anerkannten Regeln der Technik einhalten. 

 

Bauprodukte bzw. Bauarten für modulares und serielles Bauen sind aber häufig sog. 

ungeregelte Bauprodukte, für die es einen bauaufsichtlichen An- und 



 

Verwendbarkeitsnachweis gemäß §§ 16a, 17 MBO (z.B. allgemeine bauaufsichtliche 

Zulassung, allgemeine Bauartgenehmigung) vom Deutschen Institut für Bautechnik (DIBt) 

bedarf. Ein Beispiel dafür sind Bauprodukte bestehend aus einer Verbindung von Holz und 

Beton. Die einzelnen Komponenten dieses Bauprodukts sind für sich genommen bereits 

durch die Technischen Baubestimmungen geregelt, die Verbindung jedoch nicht. 

 

Das Erreichen eines bauaufsichtlichen An- und Verwendbarkeitsnachweises ist mit einem 

hohen administrativen Aufwand und Kosten verbunden, weshalb die Unternehmen häufig mit 

sog. Zustimmungen im Einzelfall (ZiE) gemäß §20 oder vorhabenbezogenen 

Bauartgenehmigungen (vBG) gemäß §16a operieren, die mit weit weniger Kosten- und 

Zeitaufwand erreicht werden können. ZiE oder vBG beziehen sich, wie der Name es schon 

andeutet, jedoch nur auf ein einzelnes Bauvorhaben und sind bei den jeweiligen obersten 

Bauaufsichtsbehörden der Bundesländer zu beantragen und zu erteilen 

 

Vor diesem Hintergrund können Typenprüfungen gemäß §66 der MBO eine sinnvolle 

Ergänzung der Typengenehmigungen sein, die eine besondere Form der bauaufsichtlichen 

Prüfung von Standsicherheitsnachweisen darstellen. Hiernach wird die Konstruktion einmal 

geprüft und kann dann vielfach ausgeführt werden. Typenprüfungen sind dann geeignet, 

wenn statische Konstruktionen in gleicher Ausführung mehrfach errichtet oder verwendet 

werden sollen. Gegenüber einer wiederholten Einzelprüfung bietet die Typenprüfung so 

erhebliche Kostenvorteile. 

 

Auch die Förderbedingungen für energieeffizientes Bauen und Sanieren sind auf 

Landesebene unterschiedlich geregelt, etwa für energetische Standards oder 

Flächenschlüssel bezogen auf den Quadratmeter, die entsprechende 

Anpassungsnotwendigkeiten des Bauprodukts in jedem Bundesland mit sich bringen. 

 

Zusammenfassend schlagen die BAUINDUSTRIE und der GdW Bundesverband 

deutsche Wohnungs- und Immobilienunternehmen zur Förderung des seriellen und 

modularen Bauens vor, 

 

1. die 16 Landesbauordnungen einschl. deren Verwaltungsvorschriften mit 

Außenwirkung (VV TBen) zu harmonisieren und an die Regelungen der 

Musterbauordnung anzupassen, 

▪ dafür wäre auch eine weitreichende  Überarbeitung der Musterbauordnung 

DRINGEND erforderlich, die über die aktuellen Anpassungen zur Erleichterung 

des Bauens im Bestand, des Mobilfunkausbaus sowie im Bereich der fliegenden 

Bauten erfasst 

▪ insbesondere fehlen wesentliche Punkte zur Vereinheitlichung der 

Landesbauordnungen, zur Digitalisierung und nicht zuletzt zum modularen und 

seriellen Bauen 

▪ unsinnige Regelungen (z.B. Unzulässigkeit in LBOen von Aufenthaltsräumen in 

reiner Nordlage einer Wohnung oder Änderung §50 MBO: Barrierefreiheit in 

Wohngebäuden nur im EG), die zu Hemmnissen im Bauen führen, müssen 

ersatzlos gestrichen werden 

▪ die MBO MUSS sich auf die wesentlichen und wichtigen Punkte beziehen! 

  



 

2. dass sich die bauaufsichtlichen Anforderungen der MBO auf die 

bauaufsichtlichen Schutzziele – öffentliche Sicherheit und Ordnung, 

insbesondere Leben, Gesundheit und natürliche Lebensgrundlagen – 

fokussieren (z. B. mechanische Festigkeit und Standsicherheit, Brandschutz) 

und somit auf ein Regelungsminimum zurückgeführt werden sollten, 

3. die in der Baupraxis schlagwortartig gebrauchten Begriffspaare des seriellen 

bzw. modularen Bauens in der Musterbauordnung legal zu definieren, um 

Auslegungsfragen vorzubeugen, 

4. die Stellung der Typengenehmigungen zu stärken, 

▪ bundeseinheitliche Übernahme in die Landesbauordnungen und ausnahmslose, 

gleichwertige Anerkennung in allen 16 Bundesländern 

▪ Vereinfachung und bundesweite Vereinheitlichung der Beantragung von 

Typengenehmigungen 

▪ Erteilung von Typengenehmigungen an einer bundesweit zentralen Stelle, z.B. 

beim Deutschen Institut für Bautechnik (Anstalt des öffentlichen Rechts von Bund 

und Ländern) 

▪ Prüfumfang für Typengenehmigungen in allen Bundesländern angleichen (z.B. 

Gebäudeklassen, Einordnung des Gebäudes als Regel-/Sonderbau) 

5. die Verpflichtung eines bauaufsichtlichen Verfahrens für Typengenehmigungen 

auf Ebene der unteren Bauaufsichtsbehörde (bspw. Bauämter) stark zu 

vereinfachen oder entfallen zu lassen, 

▪ um die Belange der Kommunen hinsichtlich des Genehmigungsprozesses zu 

berücksichtigen und die standortabhängigen Anforderungen des Planungsrechts 

und des Bauordnungsrechts in Bezug zu nehmen, wäre eine Prüfung hinsichtlich 

des §62 der Musterbauordnung (Genehmigungsfreistellung) möglich 

o nur im Geltungsbereich von Bebauungsplänen möglich 

o keine Überwachung durch die Bauaufsichtsbehörde 

o Architekt und Bauherr tragen die Verantwortung darüber, dass die 

Bauvorschriften eingehalten werden 

▪ auch hier: bundeseinheitliche Übernahme in alle 16 Landesbauordnungen (bisher 

ist die Genehmigungsfreistellung nicht in allen Bundesländern möglich) 

6. in die Regelung hinsichtlich der Abweichungen § 67 von der 

Musterbauordnung Belange aufzunehmen, die dem modularen und seriellen 

Bauen zuträglich sind, 

▪ Absatz 1 Satz 1 ist als gebundene Entscheidung, also ohne Ermessensspielraum 

zu formulieren („lässt zu“ statt „kann zulassen“) 

▪ bauaufsichtliche Schutzziele müssen gewährleistet sein 

7. beschleunigte Verfahren für bauaufsichtliche An- und 

Verwendbarkeitsnachweise einzuführen, 

▪ Strukturierung der Bearbeitung durch das Deutsche Institut für Bautechnik 

o Einführung eines formalisierten Ablaufplans für die Erstellung und Erteilung 

von bauaufsichtliche An- und Verwendbarkeitsnachweise evtl. mit 

verbindlichen Zwischenterminen 

o Zeitschiene muss dem Antragsteller bereits zum Zeitpunkt der 

Antragsbestätigung transparent dargestellt werden 

o Erteilung eines bauaufsichtlichen An- und Verwendbarkeitsnachweises muss 

spätestens 3 Monate nach Vorlage aller erforderlichen Unterlagen 

(Gutachten, Prüfbericht, Anlagezeichnungen usw.) durch den Antragsteller 

erfolgen 



 

o Einbindung des Antragstellers durch Zu-/Mitarbeit MUSS ermöglicht werden 

(Änderungen erst im Rahmen der Widerspruchsfrist führen zu einer 

Verzögerung der Erteilung des Bescheids) 

 DIBt muss sich als Dienstleister verstehen 

▪ Digitalisierung der Antragsbearbeitung (Einbeziehung von KI) 

 Beschleunigung der Prozesse 

▪ Normung von Bauprodukten 

o Bauprodukte, für die die Möglichkeit besteht im Rahmen einer DIN-Norm 

bauaufsichtlich geregelt zu werden, MÜSSEN genormt werden 

o KEINE bauaufsichtlichen An- und Verwendbarkeitsnachweise für 

Bauprodukte, die bereits seit Jahrzehnten durch Normen geregelt werden 

könnten (z.B. Betonstähle, Spannstähle, Halbfertigteildecken/-Wände sog. 

„Filigran“-Decken/-Wände, Plattenanschlüsse sog. Schöck-Isokorb) 

 damit entfällt für diese Bauprodukte die Erteilung von 

bauaufsichtlichen An- und Verwendbarkeitsnachweisen 

 Bearbeitungskapazitäten für innovative Bauprodukte werden frei 

▪ Gebührendruck auf DIBt muss stark reduziert werden 

o Finanzierung des DIBt wir in großen Teilen durch die Gebühr für die 

Erteilung von bauaufsichtlichen An- und Verwendbarkeitsnachweisen 

sichergestellt 

 Normung von Bauprodukten, die bereits seit Jahrzehnten durch 

Normen geregelt werden könnten (siehe vorheriger Punkt) 

o Aufstockung der Finanzierung durch Bund und Länder 

 Bearbeitungskapazitäten für innovative Bauprodukte werden frei 

8. eine einfache Überführung von Zustimmungen im Einzelfall (ZiE) oder 

vorhabenbezogenen Bauartgenehmigungen (vBG) in An- und 

Verwendbarkeitsnachweisen zuzulassen, 

▪ Beantragung und Erteilung von ZiE und vBG an einer bundesweit zentralen 

Stelle, z.B. beim Deutschen Institut für Bautechnik, das auch für die Erteilung von 

An- und Verwendbarkeitsnachweisen zuständig ist, siehe Punkt 8 

▪ auch auf Grund des Fachkräftemangels in den obersten Bauaufsichtsbehörden 

ist die Zentralisierung und Spezialisierung der Aufgaben an einer Stelle sinnvoll 

▪ bisher wurde dem Deutschen Institut für Bautechnik nur von der 

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen Berlin die Aufgabe 

übertragen, ZiE und vBG für Berlin zu erteilen 

9. eine typisierten Nachweisführung für Brandschutz, Wärmeschutz, Schallschutz 

etc., analog zur Typenprüfung für Standsicherheit, in die Musterbauordnung 

einzuführen, 

▪ der Anwendungsbereich der Typenprüfungen für Standsicherheit gemäß §66 

sollte in allen 16 Bundesländern vereinheitlicht werden 

▪ ebenso der Anwendungsbereich von weiteren, noch in die Musterbauordnung 

aufzunehmenden Typenprüfungen 

10. ein bundesweit einheitliches System und ein Digitalangebot für die 

Antragstellung einzuführen, 

▪ für Typengenehmigungen 

▪ für Genehmigungsfreistellungen, vereinfachte Baugenehmigungsverfahren, 

Baugenehmigungsverfahren und deren nachfolgende Verfahren, z.B. 

Baubeginnanzeige 



 

▪ für bauaufsichtliche An- und Verwendbarkeitsnachweise einschl. Zustimmungen 

im Einzelfall (ZiE) und vorhabenbezogenen Bauartgenehmigungen (vBG) 

 Beschleunigung der Verfahren 

11. Gebührenfreiheit oder -ermäßigung für die in Punkt 10. genannten Anträge 

sowie 

12. bundesweit einheitliche Förderbedingungen einzuführen, da bspw. die bauliche 

Förderung von Klimaschutz in den Ländern nicht unterschiedlich geregelt sein 

sollte. 

▪ Einrichtung einer zentralen Stelle für die technische Bearbeitung und Prüfung der 

technischen Förderfähigkeit in jedem Bundesland 

▪ die Prüfkriterien dieser Stelle sollten sich an den Landesbauordnungen anlehnen 

und eindeutige (kein Ermessensspielraum) Förderkriterien/-landschaften in 

Bezug nehmen (Beispiel Schleswig-Holstein: ARGE e.V./IB.SH 

„Mietwohnungsbau Arbeitshilfe Wohnraumförderung“) 

 

 

Zusammenfassung Workshop zum Thema „Typengenehmigungen und serielles und 

modulares Bauen“ am 22.05.2023, Organisation durch Neitzel Consultants GmbH: 

• Typengenehmigungen sind derzeit nicht praktikabel 

o Verpflichtung eines bauaufsichtlichen Verfahrens für Typengenehmigungen auf 

Ebene der unteren Bauaufsichtsbehörde macht diese unattraktiv 

• Sonderrichtlinie Modulbau 

o wird derzeit vom BMWSB/BBSR und Herstellern erarbeitet  

o nicht alle Schutzziele können abgebildet werden (z.B. Brandschutz)  

• durch Bebauungspläne (Bauleitplanung in den Kommunen, NICHT MBO) muss mehr 

Flexibilität geschaffen werden, idealerweise für ganze Stadtgebiete 

o Baurecht (BauGB + BauNVO) in Bezug auf die Bauleitplanung (Bebauungspläne) 

muss vereinfacht werden und die Voraussetzungen für serielles und modulares 

Bauen schaffen 

o Vereinfachungen nicht nur aber auch beim sozialen Wohnungsbau (hier: 

Förderrichtlinien vereinheitlichen) 

 Bauleitplanung ist im Bundesrecht (BauGB + BauNVO) festgeschrieben, kann 

somit über Typengenehmigung in Musterbauordnung nicht beeinflusst 

werden 

 Förderung und Verschlankung Bauleitplanung (BauGB + BauNVO) durch 

Bund dringend erforderlich! Bauleitplanverfahren sind derzeit viel zu 

kompliziert! 

 mit derzeitigen Bebauungsplänen einschl. der Gestaltungssatzung der 

Kommunen (teilweise 150 Seiten und mehr) ist die Erstellung von 

Typengenehmigungen gar nicht möglich! 

o hohe materialle Anforderungen in Bebauungsplänen kommen aus Europa und 

blähen diese massiv auf! 

 Vereinfachung: idealer (= schlanker) Bebauungsplan (NUR: Gebäudehöhe, 

GFZ, GRZ + Brandschutznachweis + Standsicherheitsnachweis) 

 Schwierigkeiten, wo Abweichungen von (kommunalen) Vorschriften Inhalt des 

Bebauungsplans sind; kommunales Recht ist hier sehr stark 

 Grundlagen für serielles und modulares Bauen müssen im Baurecht (BauGB + 

BauNVO) geschaffen werden! 



 

• besseres Instrument als Typengenehmigungen wäre bundesweite 

Genehmigungsfreistellung gemäß §62 der Musterbauordnung bis GK 4-5 (unter 

„Hochhausgrenze“) 

o bundeseinheitliche Übernahme in alle 16 Landesbauordnungen (bisher ist die 

Genehmigungsfreistellung nicht in allen Bundesländern möglich) 

 LBOen und VV TBs müssen harmonisiert werden, unabhängig von 

Typengenehmigungen 

• Sonderfall: referentielle Baugenehmigung gemäß § 66 Absatz 5 BauO NRW  

(5) Bauvorhaben im Geltungsbereich desselben Bebauungsplans im Sinne von § 30 

Absatz 1 oder § 30 Absatz 2 des Baugesetzbuchs gelten als genehmigt (referentielle 

Baugenehmigung), wenn 

1. im Rahmen eines seriellen Bauvorhabens für ein Gebäude (Referenzgebäude) das 

vereinfachte Genehmigungsverfahren gemäß § 64 durchgeführt wurde, 

2. der Bauaufsichtsbehörde die weiteren, anhand des Referenzgebäudes zu 

errichtenden Gebäude (Bezugsgebäude) angezeigt wurden und 

3. für das Referenzgebäude und die Bezugsgebäude gemäß § 68 bautechnische 

Nachweise sowie gemäß § 70 die Bauvorlagen spätestens mit Anzeige des Baubeginns 

bei der Bauaufsichtsbehörde zusammen mit den in Bezug genommenen 

bautechnischen Nachweisen die dafür erforderlichen Bescheinigungen einer oder eines 

staatlich anerkannten Sachverständigen vorgelegt werden. 

 kann NICHT auf andere Bebauungsplangebiete übertragen werden 

 besser wäre Genehmigungsfreistellungsverfahren, wenn ein idealer (= 

schlanker) Bebauungsplan vorliegt 

• Stellplatzrichtlinie muss entfallen 

• Klarstellung: bauaufsichtlichen An- und Verwendbarkeitsnachweises sind keine 

Alternative zur Typengenehmigung, da diese lediglich Bauprodukte/Bauarten für die 

es keine technischen Regelwerke gibt regeln, nicht aber die Genehmigung von ganzen 

Vorhaben/Bauwerken 

• FAZIT: 

evtl. könnte auf Typengenehmigungen komplett verzichtet werden, wenn für 

serielle und modulare Bauvorhaben bestimmte Voraussetzung eingehalten 

werden 

o Genehmigungsfreistellung + Standsicherheits-NW + Brandschutz-NW + evtl. 

weitere bautechnische NW, Bauwerk liegt im Bebauungsplan-Gebiet eines 

idealen (= schlanken) Bebauungsplans 

 Genehmigungsfreistellungsverfahren in allen LBOen einführen 

 Harmonisierung LBOen und VV TBen 

o Bauleitplanung (BauGB + BauNVO) mittels Bebauungsplänen vereinfachen 

 BauGB + BauNVO aktualisieren 

 

 

  



 

Meinung aus der Baupraxis: 

„Typengenehmigung bringen im Moment keinen Vorteil, da zusätzlich immer ein 

bauaufsichtliches Verfahren auf Ebene der unteren Bauaufsichtsbehörde durchzuführen ist; 

deshalb entscheiden sich die Firmen aktuell NUR den Weg dieser Verfahren zu begehen, 

ohne Typengenehmigung. 

 

Die Kommunen sollten auch im Fall einer Typengenehmigung weiterhin eng mit in die 

Genehmigungsphase eingebunden werden. Anderenfalls kommt es vor Ort zu Vorurteilen 

gegen Bauvorhaben (ehrenamtlichen) Kommunalpolitikern und/oder Bürgern, z.B. 

▪ förderfähiger Wohnungsbau (= „sozialer Wohnungsbau“): 

Vorurteil Ghettobildung 

▪ Typengenehmigungen OHNE Einbindung der unteren Bauaufsichtsbehörden: 

Vorurteil keine Mitbestimmung 

 

Ein großer Hebel für die Weiterentwicklung des modularen und seriellen Bauens könnte § 34 

BauGB sein (Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile 

- Innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile ist ein Vorhaben zulässig, wenn es 

sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die 

überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt und die Erschließung 

gesichert ist. Die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse müssen 

gewahrt bleiben; das Ortsbild darf nicht beeinträchtigt werden.), da sich die Gestaltung der 

zu errichtenden Gebäude hier nicht an einen Bebauungsplan halten, sondern nur in die 

Umgebungsbebauung einfügen muss (sog. Nachverdichtung).“ 

 

 

Anlagen 

Typengenehmigungen in LBOen 

 


